


	 Das Saarland war immer ein 
Energiestandort. Nach Vorstellung 
der Grünen-Landtagsfraktion soll 
das Saarland ein innovativer Ener-
giestandort werden – ein Standort 
für Erneuerbare Energien und 
Klimaschutz. Wir wollen das vor-
handene Know-how bündeln und 
weiter entwickeln.
Durch eine Vorrangpolitik für Er-
neuerbare Energien betreiben wir 
auch aktiven Klimaschutz. Die Grü-
nen werden zusammen mit ihren 
Koalitionspartnern dafür sorgen, 
dass bis 2020 der Stromverbrauch 
im Saarland zu 20 % aus Erneuerba-
ren Energien abgedeckt wird. 
„Es wird einen Masterplan „Neue 
Energien“ geben, denn wir wollen 
eine nachhaltige und kostengünstige 
Energieversorgung für das Saarland 
sicherstellen. Wir werden Initiati-

ven einbringen, die geeignet sind, 
den Anteil fossiler Energieträger zu 
reduzieren, indem wir die Erneuer-
baren Energien ausbauen“, stellt der 
Fraktionsvorsitzende Hubert Ulrich 
fest.
Er fährt fort: „Wir begrüßen es, 
dass die Regierung vertreten durch 
die neue Umweltministerin Simone 
Peter innerhalb des ersten Jahres 
eine Landesregelung für Erneuer-
bare Energien im Wärmebereich, 
die den Altbestand und öffentliche 
Gebäude mit einbezieht, vorlegen 
will. Wir werden sie dabei aktiv 
unterstützen.“ Natürlich muss die 
Regelung so ausgestaltet sein, dass 
sie sozialverträglich ist.   
Sinnvoller Klimaschutz bedeutet 
immer auch mehr Energieeffizienz. 
Das Saarland braucht eine Energie-
effizienzoffensive, wie sie die Grüne 

Fraktion in der letzen Legislaturpe-
riode immer gefordert hat. Die öf-
fentliche Hand muss hier mit gutem 
Beispiel vorangehen – aber auch 
Private müssen bei ihren Anstren-
gungen noch mehr Unterstützung 
erfahren als in der Vergangenheit. 
Kohlegroßkraftwerke, wie sie zuletzt 
in Ensdorf geplant waren, wird es 
mit den Grünen als Koalitionspart-
ner nicht geben. Wenn der Neubau 
von modernen Kraftwerken nötig 
werden sollte, dann nur mit dem 
höchstmöglichen Wirkungsgrad, 
größtmöglicher Wärmeauskopp-
lung und keinesfalls mit mehr als 
500 Megawatt Leistung.

• Verbot der Fallenjagd,
• Verbot des Abschusses von Hunden und Katzen, 
• Abschaffung der Jagdhunde-Ausbildung an lebenden Tieren,
• Aktualisierung der Jagdzeitverordnung: halbjährige Schonzeit für Füchse.

Außerdem soll es auch in diesen Punkten zu einer Verbesserung kommen:

• Stärkung des Ehrenamts im Tierschutz,
• Berufung eines/er Landesbeauftragten für Tierschutz,
• organisatorische Stärkung des Tierschutzes, 
• finanzielle Unterstützung existierender Tierschutz-Einrichtungen, 
• landwirtschaftliche Tierhaltung: Verstärkung artgerechter Tierhaltung.

	 Diese Neuerungen bedeuten ein echtes Weiterkommen im Tierschutz. Endlich werden die Tiere nicht mehr als reine 
Nutzobjekte betrachtet, sondern aufgewertet als unsere Mitgeschöpfe mit Recht auf ein artgerechtes Leben! 
Wir Grüne im saarländischen Landtag haben uns hierfür lange stark gemacht und freuen uns über diese positive Entwick-
lung. Unser Engagement für mehr Tierrechte werden wir auch weiterhin fortführen.

	 Die ausgedehnten saarländischen Wälder 
prägen das Landschaftsbild und sind viel mehr 
als nur Produktionsstätten von Holz – wobei 
dieser nachwachsende Rohstoff in Zeiten des 
Klimawandels und vor der Frage einer möglichst 
verantwortungsvollen Energiegewinnung im-
mer wichtiger wird. Ein Trend zeichnet 
sich ab: Holzprodukte werden sowohl 
energiepolitisch bedeutsamer, sie ge-
winnen aber auch durch ihre vermehrte 
Nutzung innerhalb der chemischen 
Industrie stark an Attraktivität. Diese 
beiden Faktoren bieten geradezu ideale 
Voraussetzungen, den Wald zukünftig 
als „grünen Arbeitsmarkt“ zu entwi-
ckeln.

Unser Anspruch von gesundem Gleich-
gewicht zwischen Erhaltung des Waldes 
einerseits und vernünftiger, nachhaltiger 
Nutzung seiner natürlichen Ressourcen 
andererseits macht es notwendig, die Ge-
fährdung der sensiblen Waldökosysteme 
durch schädliche Eingriffe und Übernutzungen 
auszuschließen. Dieses Ziel setzt wesentliche 
Schritte voraus:

Qualifizierte WaldfacharbeiterInnen und Förs-
terInnen sind notwendig, um im Sinne der 
Walderhaltung die vorhandenen wirtschaftlichen 

Möglichkeiten und Beschäftigungspotentiale 
optimal zu nutzen. Nur mithilfe ihrer Kenntnisse 
ist eine naturnahe Waldwirtschaft überhaupt 
möglich.
Zur Steigerung der Naturnähe und ganz speziell 
vor dem Hintergrund der positiven Effekte von 

Wäldern beim Klimaschutz (Abbau von CO
2
) 

wird es ein Kahlschlagsverbot geben, das in allen 
Waldbesitzen gelten soll. Weiterhin haben wir 
vorgesehen, im Zuge der geplanten Reform des 
saarländischen Waldgesetzes das Befahren der 
Waldböden auf max. 8 Prozent der Waldfläche 
zu beschränken. Ziel dieser Maßnahme ist es, die 

Bodenzustände zu verbessern und dem Anteil der 
Jungpflanzen eine störungsfreie Wachstumsphase 
zu ermöglichen.
Anhand eines noch zu formulierenden „Waldko-
dex“ in einfacher Sprache wird allen Bürgerinnen 
und Bürgern das Prinzip der ordnungsgemäßen 

Waldwirtschaft erklärt und es werden 
darin die geltenden Zielvorstellungen 
genauer definiert. So kann sich jeder ein 
Bild davon machen, an welchen Regeln 
sich die neue Waldpolitik orientiert.
Wesentliches Prinzip dabei: zukünftig 
werden schonende, energieextensive 
Formen der Waldbewirtschaftung 
eingesetzt. In diesem Zusammenhang 
unterstützen wir die Förderung von 
Unternehmensgründungen speziell im 
Bereich der Waldpflege.

Schließlich besitzen unsere Wälder als 
Lebensraum von zahlreichen Tier- und 
Pflanzenarten einen besonderen Stel-
lenwert, sie verdienen dadurch unseren 

Schutz. Gleichzeitig schützen sie wiederum die 
Qualität von Wasser, unseren Böden und wirken 
erheblich auf das Klima. Darüber hinaus garan-
tieren die Wälder Sicht- und Lärmschutz und 
stellen einen einzigartigen Naherholungsraum 
dar. Es lohnt sich also, sorgsam mit den Wäldern 
umzugehen!
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	 In der Vergangenheit gab die Situation im Bereich des Tierschutzes oft Anlass zur Sorge. Anstatt notwendige Ver-
änderungen im Sinne der Tiere umzusetzen und eine rechtliche Aufwertung von Tierschutzverbänden vorzunehmen, 
wurde in den letzten Jahren häufig ausschließlich im Sinne der Tiernutzer gehandelt. Die grüne Landtagsfraktion hat 
wiederholt auf bestehende Probleme und Missstände – wie die finanziell prekäre Lage von ehrenamtlich geführten 
Tierheimen, mangelnde Mitbestimmungs-Möglichkeiten von Tierschutzverbänden etc. – hingewiesen und im saarlän-
dischen Landtag entsprechende Anträge eingebracht. Eine unserer zentralen Forderungen war und ist die Einführung 
eines Verbandsklagerechts für solche Verbände, die sich im Tierschutz engagieren. Sie sollen dadurch in die Lage 
versetzt werden, den Tieren vor Gericht eine Stimme zu geben. Nun steht dieses lange verfolgte Ziel endlich vor der 
Verwirklichung.

	 Im Saarland soll zukünftig wieder das Wohl der Tiere im Mittelpunkt stehen! So sind im Koalitionsvertrag viele 
tierschutzrechtlich relevante Verbesserungen fixiert, für die wir Grüne uns im Landtag vehement eingesetzt haben. Unser 
Anspruch dabei war und ist es, dem Tierschutz im Saarland zu mehr Bedeutung zu verhelfen. Insbesondere geht es uns 
darum, tierquälerische Praktiken im Land abzuschaffen. Daher soll das saarländische Jagdgesetz in folgenden Punkten 
geändert werden:

Klares Bekenntnis 

zum Atomausstieg 

statt Rückschritt 

ins Atomzeitalter

	 Dabei ist es möglich, die Strom-
produktion aus Atomkraft bis zum 
Ausstiegsjahr 2020 durch Erneuer-
bare Energien zu ersetzen, doch nur 
wenn diese weiterhin unterstützt 
werden. 
Bundesumweltminister Röttgens 
jüngste Ankündigung, das Ende 
der Atomkraft an einen Anteil von 
40 Prozent Erneuerbaren Energien 
bei der Stromproduktion zu kop-
peln, klingt zunächst nach einem 
Abschied der Atomkraft. Tatsächlich 
ist es aber ein In-Schach-Halten der 
Erneuerbaren Energien: In den bis-
herigen Rahmenbedingungen war 
der Bundesverband der Erneuerba-
ren Energien (BEE) überzeugt, 2020 
einen Stromanteil von 47 Prozent zu 
liefern. Unter Röttgens reduzierten 
Rahmenbedingungen (Kürzung 
der Fördermittel für Photovoltaik 
etc.) und jeder Menge Atomstrom 
im Netz über 2020 hinaus, wird 
das nicht gelingen. Das Dilemma 
lautet hierbei: Inkompatibilität, 
denn Atomstrom ist nicht mit Er-
neuerbaren Energien kombinierbar. 
Es herrscht zudem ein Überangebot 
von Atomstrom, so dass der Strom 
aus Erneuerbaren Energien nicht 
ausreichend in die Netze eingespeist 
werden kann. Laufzeitverlängerun-
gen für Atomkraftwerke sind daher 
absolut kontraproduktiv, denn sie 
tragen wesentlich dazu bei, den Aus-
bau der Erneuerbaren Energien zu 
behindern. Wer sich dennoch dafür 
entscheidet, AKWs munter weiter-
laufen zu lassen, der macht einen 
Schritt in die falsche Richtung. 

Im Saarland haben die Koalitions-
partner das Festhalten am Atom-
ausstieg verbindlich vereinbart. Die 
saarländischen Vertreter werden 
einer Verlängerung der Restlauf-
zeiten deshalb im Bundesrat nicht 
zustimmen. Wir sind der Meinung: 
Sauberen Energien soll die Zukunft 
gehören, eine Hinhaltetaktik zu-
gunsten von Profitinteressen der 
Energiekonzerne und zulasten von 
Bevölkerungsinteressen ist nicht 
hinnehmbar!

Geplantes Gaskraftwerk Hambach: 
falsche GröSSe, falscher Zweck,  
falsches Konzept … 

	 Der geplante Kraftwerksbau 
in Hambach war Anfang Februar 
Thema im Umweltausschuss im 
Landtag. Sowohl die Landesregie-
rung als auch ein Vertreter der fran-
zösischen Bürgerinitiative ADPSE 
informierten die Abgeordneten über 
das Vorhaben. Nicht erst seit dieser 
Ausschusssitzung ist die grüne Po-
sition klar: Das geplante Gasgroß-
kraftwerk in Hambach erfüllt nicht 
unsere Anforderungen an eine effi-
ziente und umweltschonende Ener-
gieerzeugung.

Wir verfolgen im Saarland einen 
konträren Ansatz und wollen statt-
dessen den Ausbau Erneuerbarer 

Energien im Land und in der Groß-
region vorantreiben, damit zukünftig 
die Strom- und Wärmeversorgung 
zunehmend auf Basis von Erneuer-
baren Energien erfolgen kann. Groß-
kraftwerke – wie in Hambach ge-
plant – stehen diesem Ziel diametral 
entgegen. Sie können im Gegensatz 
zu kleinen, dezentralen Einheiten im 
Kraftwerkspark der Zukunft nicht 
flexibel gesteuert werden. Damit 
würden sie den bundesgesetzlich 
vorgeschriebenen Vorrang für Er-
neuerbare Energien aushebeln. Diese 
Konkurrenz im Stromnetz ist heute 
schon zu beobachten und wird sich 
zu einem noch größeren Problem 
ausweiten. Nach unserer Auffassung 

darf die Gesamtleistung eines neu-
en Kraftwerks 500 Megawatt nicht 
überschreiten. Mit 900 Megawatt ist 
das grenznahe Kraftwerk viel zu groß 
dimensioniert.

Ein zweiter Kritikpunkt besteht da-
rin, dass eine Nutzung der Abwär-
me am Standort in Hambach nicht 
geplant und auch nicht möglich ist. 
Gas- und Dampf-Kraftwerke sind 
zwar grundsätzlich besser und siche-
rer für die Umwelt als Kohle- bzw. 
Atomkraftwerke. Allerdings nur 
dann, wenn sie einen hohen Wir-
kungsgrad durch maximale Wär-
meauskopplung aufweisen und sich 
die Größe der Anlage am Strombe-
darf in der Umgebung orientiert. 
In der Region des Standortes gibt 
es jedoch keinen zusätzlichen Be-
darf an Strom. Der Bau eines neuen 
Kraftwerks in Hambach erfolgt zu 
einem völlig anderen Zweck: es soll 
als Ergänzung zum Atomkraftwerk 
Cattenom gebaut werden, um Spit-
zenlasten abzudecken, die mit dem 
AKW alleine nicht erreicht werden 
können. Dieser Ansatz widerspricht 
grundsätzlich dem grünen Konzept 
von zukunftsorientierter Energieer-
zeugung.

Wir Grüne begrüßen vor diesem 
Hintergrund die Ankündigung der 
saarländischen Umweltministerin 
Peter eines grenzüberschreitenden 
Dialogs zur zukünftigen Energie-
versorgung in der Großregion. 
Angestrebtes Ziel aus Sicht der 
Grünen-Landtagsfraktion ist hierbei 
ein gemeinsames Konzept zur nach-
haltigen Stromversorgung auf der 
Basis Erneuerbarer Energien.	
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Tierschutz: engagierter Einsatz zeigt vielfach Wirkung 

Sie hätten gerne weitere 
Informationen in Sachen 
Tierschutz? Sie interessieren sich 
für parlamentarische Anfragen, 
Anträge und Gesetzentwürfe 
zum Thema? Sie haben Fragen 
zum Artikel? 
Wenden Sie sich an unsere 
Fraktionsgeschäftsstelle! 
Telefon: 0681/5002-508 
E-Mail: fraktion@gruene-saar.de
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zeiten deshalb im Bundesrat nicht 
zustimmen. Wir sind der Meinung: 
Sauberen Energien soll die Zukunft 
gehören, eine Hinhaltetaktik zu-
gunsten von Profitinteressen der 
Energiekonzerne und zulasten von 
Bevölkerungsinteressen ist nicht 
hinnehmbar!

Geplantes Gaskraftwerk Hambach: 
falsche GröSSe, falscher Zweck,  
falsches Konzept … 

	 Der geplante Kraftwerksbau 
in Hambach war Anfang Februar 
Thema im Umweltausschuss im 
Landtag. Sowohl die Landesregie-
rung als auch ein Vertreter der fran-
zösischen Bürgerinitiative ADPSE 
informierten die Abgeordneten über 
das Vorhaben. Nicht erst seit dieser 
Ausschusssitzung ist die grüne Po-
sition klar: Das geplante Gasgroß-
kraftwerk in Hambach erfüllt nicht 
unsere Anforderungen an eine effi-
ziente und umweltschonende Ener-
gieerzeugung.

Wir verfolgen im Saarland einen 
konträren Ansatz und wollen statt-
dessen den Ausbau Erneuerbarer 

Energien im Land und in der Groß-
region vorantreiben, damit zukünftig 
die Strom- und Wärmeversorgung 
zunehmend auf Basis von Erneuer-
baren Energien erfolgen kann. Groß-
kraftwerke – wie in Hambach ge-
plant – stehen diesem Ziel diametral 
entgegen. Sie können im Gegensatz 
zu kleinen, dezentralen Einheiten im 
Kraftwerkspark der Zukunft nicht 
flexibel gesteuert werden. Damit 
würden sie den bundesgesetzlich 
vorgeschriebenen Vorrang für Er-
neuerbare Energien aushebeln. Diese 
Konkurrenz im Stromnetz ist heute 
schon zu beobachten und wird sich 
zu einem noch größeren Problem 
ausweiten. Nach unserer Auffassung 

darf die Gesamtleistung eines neu-
en Kraftwerks 500 Megawatt nicht 
überschreiten. Mit 900 Megawatt ist 
das grenznahe Kraftwerk viel zu groß 
dimensioniert.

Ein zweiter Kritikpunkt besteht da-
rin, dass eine Nutzung der Abwär-
me am Standort in Hambach nicht 
geplant und auch nicht möglich ist. 
Gas- und Dampf-Kraftwerke sind 
zwar grundsätzlich besser und siche-
rer für die Umwelt als Kohle- bzw. 
Atomkraftwerke. Allerdings nur 
dann, wenn sie einen hohen Wir-
kungsgrad durch maximale Wär-
meauskopplung aufweisen und sich 
die Größe der Anlage am Strombe-
darf in der Umgebung orientiert. 
In der Region des Standortes gibt 
es jedoch keinen zusätzlichen Be-
darf an Strom. Der Bau eines neuen 
Kraftwerks in Hambach erfolgt zu 
einem völlig anderen Zweck: es soll 
als Ergänzung zum Atomkraftwerk 
Cattenom gebaut werden, um Spit-
zenlasten abzudecken, die mit dem 
AKW alleine nicht erreicht werden 
können. Dieser Ansatz widerspricht 
grundsätzlich dem grünen Konzept 
von zukunftsorientierter Energieer-
zeugung.

Wir Grüne begrüßen vor diesem 
Hintergrund die Ankündigung der 
saarländischen Umweltministerin 
Peter eines grenzüberschreitenden 
Dialogs zur zukünftigen Energie-
versorgung in der Großregion. 
Angestrebtes Ziel aus Sicht der 
Grünen-Landtagsfraktion ist hierbei 
ein gemeinsames Konzept zur nach-
haltigen Stromversorgung auf der 
Basis Erneuerbarer Energien.	
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Claudia Willger-Lambert 

Mitglied des Landtages und  
stellvertretende Fraktionsvorsitzende  
Bündnis 90 / Die Grünen Saar

Tierschutz: engagierter Einsatz zeigt vielfach Wirkung 

Sie hätten gerne weitere 
Informationen in Sachen 
Tierschutz? Sie interessieren sich 
für parlamentarische Anfragen, 
Anträge und Gesetzentwürfe 
zum Thema? Sie haben Fragen 
zum Artikel? 
Wenden Sie sich an unsere 
Fraktionsgeschäftsstelle! 
Telefon: 0681/5002-508 
E-Mail: fraktion@gruene-saar.de
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Die grüne Landtagsfraktion steht 
weiterhin zum Einstieg in Erneu-
erbare Energien und begrüßt aus-
drücklich, dass Ministerpräsident 
Peter Müller sich öffentlich für den 
vereinbarten Atomausstieg aus-
gesprochen hat. Die bundesweite 
Diskussion um eine Verlängerung 
der Restlaufzeiten bereitet dagegen 
Sorgen. 

Die Zeichen der Zeit sind deutlich: 
eine große Mehrheit der Bürge-
rinnen und Bürger lehnt einen 
Ausstieg aus dem Atomausstieg 
ab. Getroffene Vereinbarungen seit 
dem Konsens von 2000 zum Atom-
ausstieg sind gesellschaftlich breit 
akzeptiert und dürfen nicht mehr in 
Frage gestellt werden. Nachträgliche 

Verlängerungen von Restlaufzeiten 
darf es deshalb nicht geben, sie 
entsprechen nicht dem Willen der 
Bevölkerung und stellen ein unnö-
tiges Risiko dar. Einzige Profiteure 
einer Verlängerung der Laufzeiten 
alter AKWs: die Energiekonzerne, 
die sich dieses lukrative Geschäft 
nicht entgehen lassen wollen.

Die Atomenergie und ihre Neben-
produkte stellen nach wie vor ein 
unbeherrschbares Sicherheitsrisiko 
dar. Die Liste der Gefahrenquellen 
ist lang und vielfältig: von auftre-
tenden Störfällen in Reaktoranlagen 
über unkalkulierbare Gesundheits-
gefährdungen (erhöhtes Krebsrisiko 
speziell bei Kindern im Umkreis von 
Reaktoren) bis hin zu möglichen 

Terroranschlägen auf AKWs. Dane-
ben steht immer noch das zentrale, 
bis heute ungelöste Giftmüll- und 
Entsorgungsproblem, das noch Ge-
nerationen nach uns einem untrag-
baren Risiko aussetzt. Der Skandal 
um das undichte Versuchsendlager 
Asse ist der absolut offensichtliche 
Beweis einer vergeblichen Suche 
nach einem geeigneten Endlager 
in Deutschland. Bis heute gibt es 
weltweit kein sicheres Endlager für 
hochradioaktiven Müll, der noch 
in Millionen von Jahren Strahlung 
abgibt. Ohne existierendes Endlager 
weiterhin auf Atomenergie zu setzen 
– damit also massenhaft strahlenden 
Müll zu produzieren – ist schlicht 
und einfach verantwortungslos.
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	 Bis zum heutigen Tag mangelt 
es leider an einer verursacherge-
rechten Gebührenpolitik des Ent-
sorgungsverbandes Saar (EVS) als 
gemeinsamem Zweckverband der 
Kommunen. 
Der unschöne Effekt: die saarländi-
schen Abfallberge bleiben unverän-
dert groß, denn Anreize zur Vermei-
dung und Verwertung von Abfällen 
sind nach wie vor zu gering. So sind 
Angebote zur Abgabe von Wertstof-
fen, z.B. durch eine ausreichende 
Zahl von Wertstoffhöfen nur un-
zureichend vorhanden. Hier gilt es 
zukünftig anzusetzen: 
Wir beabsichtigen, gemeinsam mit 
den Kommunen ein landesweites 
Wertstoffhof-Konzept zu entwi-
ckeln, um allen Saarländerinnen 
und Saarländern für bestimmte 

Abfallgruppen schnelle, ortsnahe 
und bürgerfreundliche Entsor-
gungsmöglichkeiten anzubieten. 
Die zurzeit existierenden langen 
Transportwege für Bioabfälle wollen 
wir vermeiden. Beim kommunalen 
Grünschnitt soll die energetische 
Verwertung vor der Kompostierung 
gehen. Wir werden hierbei grenz-
überschreitende Kooperationen 
prüfen, auch um Unter- bzw. Über-
kapazitäten sinnvoll zu regulieren 
und damit abzumildern. 

Darüber hinaus ist eine vernünf-
tige Abfallberatung vor Ort unab-
dingbar, um die Bürgerinnen und 
Bürger noch stärker dafür zu sensi-
bilisieren, dass die Vermeidung von 
Müll sowohl den eigenen Geldbeu-
tel, als auch die Umwelt erheblich 

entlastet. Die Müllvermeidung stellt 
einen wesentlichen Baustein im Ge-
samtkonzept des Umweltschutzes 
dar, wobei die flächendeckende Ein-
führung eines Systems zur  Müllver-
wiegung – von uns schon seit Jahren 
gefordert – hierbei entscheidende 
Abhilfe schaffen könnte. Geringes 
Müllaufkommen würde dann durch 
geringe Gebühren belohnt.
Die vorrangigen Prinzipien unserer 
Entsorgungspolitik sollen zukünftig 
sein: der sorgsame Umgang mit Res-
sourcen, die komplette Vermeidung 
oder zumindest maximale Reduzie-
rung von Abwasser und Abfällen. Je 
weniger Müll entsteht, desto besser 
für Mensch und Umwelt! Die den-
noch aufkommenden Abfälle sollen 
dabei so gut wie möglich energe-
tisch genutzt werden.
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 LANDTAGSFRAKTION SAARLAND 

Die Grünen-Landtagsfraktion will 
die neue Wahlperiode nutzen und 
das Saarland zu einer Modellregion 
für nachhaltige Mobilität machen.

	 Als Grundlage für die künftigen 
Initiativen dient der Koalitionsver-
trag. Vor dem Hintergrund, dass 
das Saarland die höchste Autodichte 
aller Bundesländer aufweist, stellt die 
ÖPNV-Vorrangpolitik für uns einen 
zentralen Punkt dar. Natürlich gehört 
auch die entsprechende Verkehrsin-
frastruktur in unseren Masterplan 
Mobilität. Der Schwerpunkt der 
Maßnahmen wird dabei nicht wie 
in der Vergangenheit im Bereich des 
saarländischen Straßennetzes liegen 
– hier sind nach Ansicht der Grü-
nen Fraktion nur Erhaltungs- und 
Ergänzungsinvestitionen notwendig. 
Dagegen bleibt im Bereich Rad- 
und Gehwegenetz noch viel zu tun. 
Ebenso muss geprüft werden, wo es 
sinnvoll ist, die Schieneninfrastruk-
tur im Land auszubauen und damit 
den öffentlichen Personennahverkehr 
zu stärken. „Dies ist ganz im Sinne 
der von meiner Fraktion schon in der 
letzten Legislaturperiode vertretenen 
ökologisch nachhaltigen Verkehrs-
politik. Wir haben jetzt endlich 
die Möglichkeit, den Tarifverbund 
in einen echten Verkehrsverbund 
umzuwandeln“ stellt der Fraktions-
vorsitzende Hubert Ulrich fest. „Nur 
mit einem nutzerfreundlichen und 
attraktiven ÖPNV-Angebot können 
wir den Saarländerinnen und Saar-
ländern eine echte Alternative zum 
motorisierten Individualverkehr bie-
ten.“
Erste Schritte auf dem Weg sind 
schon getan. So brachten die Koa-
litionsfraktionen im ersten Plenum 
des Jahres 2010 einen Antrag für 
ein Nachtverkehrsnetz im Saarland 
ein. Damit wurde eine alte Forde-
rung der Grünen – aber auch vieler 
Jugendorganisationen und der Ver-
kehrsverbände – aufgegriffen. Die 
Modellprojekte Nachtbus haben sich 
bewährt. Nun wurde angestrebt, die 
Weiterführung zu sichern und eine 
Vernetzung zu organisieren. Dies ist 
gelungen. Das Ministerium für Um-
welt, Energie und Verkehr hat sich 
im Auftrag des Landtages mit allen 
Beteiligten an einen Tisch gesetzt, um 
die Weiterführung des erfolgreichen 
Projektes kurzfristig zu realisieren.  

Saarland soll 
Modellregion für 

nachhaltige  
Mobilität werden!

TIERSCHUTZ: 
engagiertER einsatz 
zeigt Wirkung

MÜLLVERMEIDUNG ALS
AKTIVER BEITRAG zum
umweltschutz

GEPLANTES
GASKRAFTWERK
HAMBACH
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Energiepolitik für
DAS SAARLAND
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	 Die im Saarland produzierten Abfallmengen liegen weit über den 
Werten in anderen Bundesländern. 2007 waren es stattliche 506 Kilo pro 
Einwohner, davon 241 kg Haus- und Sperrmüll, 135 kg Wertstoffe sowie 
130 kg Biomüll. Solche Rekordmengen bescherten uns gemeinsam mit 
Niedersachsen die unrühmliche Spitzenposition der Müllstatistik.

Weniger ist mehr:   
Müllvermeidung  als 
aktiver Beitrag zum  

Umweltschutz Für Sie im  
Saarländischen Landtag:

Hubert Ulrich
Fraktionsvorsitzender

Mitglied in folgenden  
Landtagsausschüssen: 
• Ausschuss für Umwelt, Energie  
   und Verkehr 
• Ausschuss für Wirtschaft,  
   Wissenschaft sowie Grubensicherheit  
• Unterausschuss zur Prüfung der  
   Haushaltsrechnung 
• Ausschuss für Fragen des  
   Verfassungsschutzes

Claudia Willger-Lambert
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Parlamentarische Geschäftsführerin

Vorsitzende des Ausschusses für 
Europaangelegenheiten sowie für Fragen 
des Interregionalen Parlamentarierrates 

Mitglied in folgenden 
Landtagsausschüssen:
• Ausschuss für Inneres und Datenschutz
• Ausschuss für Arbeit, Familie, Prävention, 
   Soziales und Sport 
• Ausschuss für Justiz, Verfassungs- und 
   Rechtsfragen sowie Wahlprüfung  
• Ausschuss  für Bildung, Kultur und Medien

Markus Schmitt

Mitglied in folgenden 
Landtagsausschüssen: 
• Ausschuss für Finanzen und 
   Haushaltsfragen 
• Ausschuss für Gesundheit und 
  Verbraucherschutz
• Ausschuss für Eingaben
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